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16. Evangelische Landessynode

Beilage 19

Ausgegeben im November 2021

Entwurf des Rechtsausschusses

Kirchliches Gesetz zum Schutz vor sexualisierter Gewalt und zu weiteren Änderungen 
der Kirchengemeindeordnung und Kirchenbezirksordnung 

(Gewaltschutzgesetz – GSG)

vom …

Die Landessynode hat das folgende kirchliche Gesetz be-
schlossen, das hiermit verkündet wird:

Artikel 1  
Gesetz über Allgemeine Bestimmungen zum Schutz 
vor sexualisierter Gewalt (Allgemeine Gewaltschutz-

bestimmungen – AGSB)

§ 1  
Begriffsbestimmungen, Geltungsbereich

(1) Eine Verhaltensweise ist sexualisierte Gewalt, wenn ein 
unerwünschtes sexuell bestimmtes Verhalten bezweckt 
oder bewirkt, dass die Würde der betroffenen Person ver-
letzt wird. Sexualisierte Gewalt kann verbal, nonverbal, 
durch Aufforderung oder durch Tätlichkeiten geschehen. 
Sie kann auch in Form des Unterlassens geschehen, 
wenn die Täterin oder der Täter für deren Abwendung ein-
zustehen hat. Sexualisierte Gewalt ist immer bei Straf-
taten gegen die sexuelle Selbstbestimmung nach dem 13. 
Abschnitt des Strafgesetzbuches und § 201a Absatz 3 
oder §§ 232 bis 233a des Strafgesetzbuches in der jeweils 
geltenden Fassung gegeben. 

(2) Gegenüber Minderjährigen kann sexuell bestimmtes 
Verhalten im Sinne des Absatzes 1 insbesondere uner-
wünscht sein, wenn eine körperliche, seelische, geistige, 
sprachliche oder strukturelle Unterlegenheit und damit 
eine gegenüber der Täterin oder dem Täter fehlende Fä-

higkeit zur sexuellen Selbstbestimmung gegeben ist. Bei 
Kindern, das heißt bei Personen unter 14 Jahren, ist das 
sexuell bestimmte Verhalten stets als unerwünscht anzu-
sehen. 

(3) Gegenüber Volljährigen kann sexuell bestimmtes Ver-
halten im Sinne des Absatzes 1 insbesondere uner-
wünscht sein, wenn die Person auf Grund ihres körper-
lichen oder psychischen Zustands in der Bildung oder 
Äußerung des Willens erheblich eingeschränkt ist. 

(4) Die Begriffsbestimmungen für sexualisierte Gewalt und 
unerwünschtes sexuell bestimmtes Verhalten nach Absät-
zen 1 bis 3 gelten für alle landeskirchlichen Rechtsnormen, 
welche diese Begriffe verwenden, soweit keine abwei-
chenden Bestimmungen getroffen wurden.

(5) Mitarbeitende im Sinne dieses Gesetzes sind alle Per-
sonen, die in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhält-
nis, einem privatrechtlichen Dienst-, Arbeits- oder Ausbil-
dungsverhältnis oder ehrenamtlich bei der Evangelischen 
Landeskirche in Württemberg tätig sind. 

(6) Soweit nichts anderes bestimmt ist, gilt dieses Gesetz 
für die Evangelische Landeskirche in Württemberg. Für 
die Kirchengemeinden, Kirchenbezirke, Kirchlichen Ver-
bände und kirchlichen öffentlich-rechtlichen Stiftungen 
gelten die Bestimmungen dieses Gesetzes, soweit nichts 
anderes bestimmt ist, nach Maßgabe der Kirchengemein-
deordnung, der Kirchenbezirksordnung, des Kirchlichen 
Verbandsgesetzes und der Verordnung des Oberkirchen-
rats über die Stiftungsaufsicht entsprechend. Für den Be-
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reich des Diakonischen Werk der evangelischen Kirche in 
Württemberg e. V. gilt dieses Gesetz nach Maßgabe sei-
ner Satzung.

§ 2 
 Allgemeine Pflichten der Dienststellenleitungen

(1) Wer kirchliche Angebote der Evangelischen Landeskir-
che in Württemberg wahrnimmt oder entsprechend § 1 
Absatz 5 in der Evangelischen Landeskirche in Württem-
berg mitarbeitet, ist vor allen Formen sexualisierter Gewalt 
zu schützen. 

(2) Unangemessenen Verhaltensweisen, die die Grenze 
zur sexualisierten Gewalt nicht überschreiten, ist durch 
geeignete Normen, Regeln und Sensibilisierung entge-
genzutreten.

(3) Leitungen von Dienststellen der Evangelischen Lan-
deskirche in Württemberg sollen jeweils für Ihren Bereich 

1.  Risikoanalysen als Grundlage zur Erstellung institutio-
neller Schutzkonzepte zum Schutz vor sexualisierter 
Gewalt durchführen, um strukturelle Maßnahmen zur 
Prävention dauerhaft zu verankern (Präventionsmaß-
nahmen), 

2.  in Fällen eines begründeten Verdachts auf sexualisierte 
Gewalt angemessen im Rahmen strukturierter Hand-
lungs- und Notfallpläne intervenieren (Interventions-
maßnahmen), 

3.  Betroffene, denen von Mitarbeitenden Unrecht durch 
sexualisierte Gewalt angetan wurde, in angemessener 
Weise unterstützen (individuelle Unterstützungsmaß-
nahmen), 

4.  Ursachen, Geschichte und Folgen sexualisierter Ge-
walt aufarbeiten, wenn das Ausmaß des Unrechts 
durch Mitarbeitende, Dienstnehmer oder ehrenamtlich 
Tätige dazu Anlass bietet (institutionelle Aufarbeitungs-
prozesse).

(4) Der Oberkirchenrat unterstützt Leitungen von Dienst-
stellen der Evangelischen Landeskirche in Württemberg, 
die Kirchengemeinden, Kirchenbezirke, Kirchlichen Ver-
bände und öffentlich-rechtlichen Stiftungen durch Rah-
menkonzepte gegen sexualisierte Gewalt, die auch einen 
Überblick über Präventionsangebote und -instrumente 
und eine Weiterentwicklung bestehender Angebote er-
möglichen.

(5) Leitungen von Dienststellen der Evangelischen Lan-
deskirche in Württemberg sollen sich bei der Implemen-
tierung und Weiterentwicklung institutioneller Schutzkon-
zepte in ihrem Verantwortungsbereich insbesondere an 
folgenden Standards orientieren: 

1.  Die Verantwortung zur Prävention, insbesondere durch 
die Erstellung eines einrichtungsspezifischen Präventi-
onskonzeptes, wird einrichtungsspezifisch verankert. 

2.  Die Frage sexualisierter Gewalt wird regelmäßig in Lei-
tungsgremien thematisiert.

3.  Ein einrichtungs- und arbeitsfeldspezifischer Verhal-
tenskodex oder eine Selbstverpflichtungserklärung 
Mitarbeitender, deren Inhalte regelmäßig zum Ge-
sprächsgegenstand gemacht und weiterentwickelt 
werden, wird implementiert.

4.  Fortbildungen aller Mitarbeitenden zum Nähe-Distanz-
verhalten, zur grenzachtenden Kommunikation und zur 
Prävention zum Schutz vor sexualisierter Gewalt wer-
den dienstlich angeordnet. 

5.  Partizipations- und Präventionsangebote sowie sexual-
pädagogische Konzepte für  Minderjährige und Volljäh-
rige in Abhängigkeitsverhältnissen unter Beteiligung 
und Einbeziehung der Erziehungsberechtigten, Betreu-
er oder von Vormündern werden gemacht.

6.  Notfall- oder Handlungspläne, die ein gestuftes Vorge-
hen im Fall eines Verdachts auf sexualisierte Gewalt 
vorsehen, werden bereitgestellt.

(6) Mitarbeitende werden in geeigneter Weise auf ihre 
Rechte und Pflichten hingewiesen. Verpflichtungen nach 
den Vorschriften des staatlichen Rechts zum Schutz Min-
derjähriger oder Volljähriger in einem Abhängigkeitsver-
hältnis bleiben unberührt.

§ 3 
Melde- und Ansprechstelle,  
Unabhängige Kommission

(1) Beim Evangelischen Oberkirchenrat wird für Fälle eines 
begründeten Verdachts auf sexualisierte Gewalt im Gel-
tungsbereich gemäß § 1 Absatz 6 Sätze 1 und 2 eine Mel-
de- und Ansprechstelle eingerichtet. Für den Bereich des 
Diakonischen Werks der evangelischen Kirche in Württ-
emberg e. V. wird nach Maßgabe seiner Satzung eine An-
sprech- und Meldestelle eingerichtet.

(2) Die Benennung der Beratungsstelle gemäß § 31a Satz 
2 PfDG.EKD und § 24a Satz 2 KBG.EKD erfolgt durch die 
Ansprechstelle nach Absatz 1 Satz 1.

(3) Um Betroffenen, die im Geltungsbereich von § 1 Ab-
satz 6 sexualisierte Gewalt durch Mitarbeitende erfahren 
haben, Unterstützung anzubieten, ist eine Unabhängige 
Kommission eingerichtet. 

§ 4 
 Ehrenamtlich Tätige

(1) Für ehrenamtlich Tätige und deren Beauftragung bei 
der Evangelischen Landeskirche in Württemberg gelten 
die Regelungen der § 8 Absatz 2a Satz 1, §§ 24, 24a und 
24b KBG.EKD und, abhängig von Art, Intensität und Dau-
er des Kontakts mit Kindern, Jugendlichen und erwachse-
nen Schutzbefohlenen, § 8 Absatz 2a Sätze 2 und 3 KBG.
EKD und § 2a AG.KBG.EKD entsprechend (Verbot der 
Beauftragung bei einschlägigen Vorstrafen, Meldepflicht 
und Beratungsrecht, Abstands- und Abstinenzgebot, so-
wie Verpflichtung zur Vorlage erweiterter Führungszeug-
nisse).

(2) In den Fällen des § 77 Absatz 1 KBG.EKD ist eine Be-
auftragung zu widerrufen; eine weitere Beauftragung ist 
unzulässig. 

(3) Für Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im Ehren-
amt gilt das Recht der Kirchenbeamten und Kirchenbe-
amtinnen nach Maßgabe des § 2 Absätze 4 und 7 AG.KBG.
EKD.
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Artikel 2 
Änderung des Arbeitsrechtsregelungsgesetzes

§ 4 des Arbeitsrechtsregelungsgesetzes vom 27. Juni 
1980 (Abl. 49 S. 125), das zuletzt durch Kirchliches Gesetz 
vom 11. März 2016 (Abl. 67 S. 78) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

1.  Der Überschrift wird das Wort „, Anstellungsvorausset-
zungen“ angefügt.

2.  Es wird folgender Absatz 3 angefügt:

  „(3) Der Abschluss von Arbeits- oder Ausbildungsver-
trägen mit Mitarbeitenden, die wegen einer Straftat, die 
nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch zum Aus-
schluss von Aufgaben in der Kinder- und Jugendhilfe 
führt, rechtskräftig verurteilt worden sind, kommt nicht 
in Betracht. Über die Einleitung eines Strafverfahrens, 
das die Eignung für diese Aufgaben in Frage stellen 
kann, ist Auskunft einzuholen. Vor der Anstellung hat 
sich der Dienstgeber ein erweitertes Führungszeugnis 
nach § 30a des Bundeszentralregistergesetzes vorle-
gen zu lassen. In begründeten Ausnahmefällen kann 
eine Einstellung erfolgen, wenn ein beruflich bedingter 
Kontakt zu Minderjährigen oder zu Volljährigen in Ab-
hängigkeitsverhältnissen auszuschließen ist.“

Artikel 3 
Änderung des Württembergischen Pfarrergesetzes

Das Württembergische Pfarrergesetz vom 3. Juni 1977 
(Abl. 47 S. 511) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
21. Dezember 1989 (Abl. 54 S. 38), das zuletzt durch 
Kirchliches Gesetz vom 3. Juli 2021 (Abl. 69. S. 573, 574) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.  Nach § 2 wird folgender § 2a eingefügt:

  „§ 2a (zu § 9 Absatz 1a PfDG.EKD) 
Führungszeugnis

  „Die erneute Vorlage eines erweiterten Führungszeug-
nisses nach § 30a Bundeszentralregistergesetz auf Ko-
sten des Dienstherrn erfolgt nach der Einstellung in re-
gelmäßigen Abständen von fünf Jahren.“ 

2. Der bisherige § 2a wird § 2b.

Artikel 4 
Änderung des Kirchenbeamtenausführungsgesetzes

Das Kirchenbeamtenausführungsgesetz vom 30. Novem-
ber 2006 (Abl. 62 S. 166), das zuletzt durch Anordnung 
gemäß § 29 Absatz 1 Kirchenverfassungsgesetz vom 11. 
Dezember 2019 (Abl. 69 S. 1) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

1.  § 2 wird wie folgt geändert:

 a) Dem Absatz 4 wird folgender Satz angefügt:

   „Anzuwenden sind insbesondere § 8 Absatz 2a Satz 
1, §§ 24, 24a und 24b Kirchenbeamtengesetz der 
EKD und, abhängig von Art, Intensität und Dauer 
des Kontakts mit Kindern, Jugendlichen und er-
wachsenen Schutzbefohlenen, § 8 Absatz 2a Sätze 
2 und 3 Kirchenbeamtengesetz der EKD und § 2a.“

 b)  In Absatz 7 wird nach Satz 1 folgender Satz einge-
fügt:

   „In den Fällen des § 77 Absatz 1 KBG.EKD sind Kir-
chenbeamtinnen bzw. Kirchenbeamten als Ehrenbe-
amtinnen bzw. Ehrenbeamte gemäß § 83 Kirchenbe-
amtengesetz der EKD zu entlassen.“

2. Nach § 2 wird folgender § 2a eingefügt:

 „§ 2a (zu § 8 Absatz 2a KBG.EKD) 
Führungszeugnis

  „Die erneute Vorlage eines erweiterten Führungszeug-
nisses nach § 30a Bundeszentralregistergesetz auf Ko-
sten des Dienstherrn erfolgt in regelmäßigen Abstän-
den von fünf Jahren, sofern eine berufliche oder 
ehrenamtliche Beaufsichtigung, Betreuung, Erziehung 
oder Ausbildung von Kindern, Jugendlichen und er-
wachsenen Schutzbefohlenen oder eine Tätigkeit, die 
in einer vergleichbaren Weise geeignet ist, Kontakt zu 
diesen aufzunehmen, ausgeübt wird.“ 

Artikel 5 
Änderung der Kirchengemeindeordnung

Die Kirchengemeindeordnung vom 16. Dezember 1924 
(Abl. 21 S. 216) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19. Juli 1989 (Abl. 53 S. 695), die zuletzt durch Kirchliches 
Gesetz vom 3. Juli 2021 (Abl. 69 S. 573, 574) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 15 wird folgender Satz angefügt:

  „§ 2 Allgemeine Gewaltschutzbestimmungen gilt ent-
sprechend.“

2. Dem § 38a wird folgender Absatz 5 angefügt: 

  „(5) § 4 Allgemeine Gewaltschutzbestimmungen gilt 
entsprechend. Die Kirchengemeinden sind verpflichtet, 
die beim Oberkirchenrat gemäß § 3 Absatz 1 Satz 1 
Allgemeine Gewaltschutzbestimmungen eingerichtete 
Stelle als Melde- und Ansprechstelle zu bestimmen und 
die gemäß § 3 Absatz 2 Allgemeine Gewaltschutzbe-
stimmungen benannte Beratungsstelle zu benennen.“

3. Dem § 40 wird folgender Satz angefügt: 

  „Die Kirchengemeinden sind verpflichtet, die beim 
Oberkirchenrat gemäß § 3 Absatz 1 Satz 1 Allgemeine 
Gewaltschutzbestimmungen eingerichtete Stelle als 
Melde- und Ansprechstelle zu bestimmen und die ge-
mäß § 3 Absatz 2 Allgemeine Gewaltschutzbestim-
mungen benannte Beratungsstelle zu benennen.“

4. Dem § 41 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

  „(5) Auf Antrag oder mit Zustimmung der Kirchenge-
meinde kann der Oberkirchenrat die gerichtliche Verfol-
gung bestimmter Rechte der Kirchengemeinde im eige-
nen Namen betreiben, wenn er die Feststellung trifft, 
dass dies im Blick auf die Wirkung auf andere Kirchen-
gemeinden, Kirchenbezirke oder Kirchliche Verbände 
geboten ist. Der Antrag und die Zustimmung sind für 
ein laufendes Verfahren bindend.“
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Artikel 6 
Änderung der Kirchenbezirksordnung

Die Kirchenbezirksordnung vom 16. Dezember 1924 (Abl. 
21 S. 253) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. 
Juli 1989 (Abl. 53 S. 730), die zuletzt durch Kirchliches 
Gesetz vom 3. Juli 2021 (Abl. 69 S. 573, 575) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 17 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

 a)  In Nummer 6 wird der Punkt am Ende durch ein Se-
mikolon ersetzt. 

 b) Folgende Nummer 7 wird angefügt: 

   „7. er nimmt die in § 2 Allgemeine Gewaltschutzbe-
stimmungen aufgeführten Pflichten der Dienststel-
lenleitung wahr.“

2. Dem § 20 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

  „(5) Auf Antrag oder mit Zustimmung des Kirchenbe-
zirks kann der Oberkirchenrat die gerichtliche Verfol-
gung bestimmter Rechte des Kirchenbezirks im eige-
nen Namen betreiben, wenn er die Feststellung trifft, 
dass dies im Blick auf die Wirkung auf andere Kirchen-
bezirke, Kirchengemeinden oder Kirchliche Verbände 
geboten ist. Der Antrag und die Zustimmung sind für 
ein laufendes Verfahren bindend.“

3. § 22 wird wie folgt geändert: 

 a) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

   „Abweichungen davon oder eine Wahl bis zum Ein-
tritt in den Ruhestand oder bis zur Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses wegen Rente bedürfen der Ge-
nehmigung des Oberkirchenrats.“

 b) Folgender Absatz 9 wird angefügt: 

   „(9) Ist die Kirchenbezirksrechnerin oder der Kir-
chenbezirksrechner für eine längere Zeit als drei Mo-
nate an der Ausübung des Amtes gehindert, kann 
die Bezirkssynode mit der Mehrheit der Stimmen 
ihrer Mitglieder beschließen, dass die Stellvertreterin 
oder der Stellvertreter die Rechte und Pflichten der 
Kirchenbezirksrechnerin oder des Kirchenbezirks-
rechners für die Dauer der Verhinderung befristet 
wahrnimmt, soweit diese nicht durch andere wahr-
genommen werden. Die Stellvertreterin oder der 
Stellvertreter ist zu verpflichten.“

4. § 24 wird wie folgt gefasst: 

 „§ 24  
Kirchenbezirksbeamtinnen und Kirchenbezirks-

beamte, ehrenamtliche Mitarbeit

  (1) Der Oberkirchenrat kann weitere Vorschriften über 
die dienstrechtlichen Verhältnisse der Kirchenbezirks-
beamtinnen und Kirchenbezirksbeamten erlassen und 
für ihre Dienst- und Versorgungsbezüge verbindliche 
Richtlinien aufstellen. Die Kirchenbezirke sind verpflich-
tet, die beim Oberkirchenrat gemäß § 3 Absatz 1 Satz 1 
Allgemeine Gewaltschutzbestimmungen eingerichtete 
Stelle als Melde- und Ansprechstelle zu bestimmen und 
die gemäß § 3 Absatz 2 Allgemeine Gewaltschutzbe-
stimmungen benannte Beratungsstelle zu benennen.“

  (2) Für ehrenamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
gilt § 38a Kirchengemeindeordnung entsprechend.“

Artikel 7 
Änderung des Kirchlichen Verbandsgesetzes

Dem § 7 des Kirchlichen Verbandsgesetzes vom 27. No-
vember 1980 (Abl. 49 S. 277), das zuletzt durch Kirch-
liches Gesetz vom 9. Juli 2005 (Abl. 61 S. 325, 332) geän-
dert worden ist, wird folgender Satz angefügt: 

„§ 17 Absatz 1 Nummer 7 und § 24 Kirchenbezirksord-
nung gelten entsprechend.“ 

Artikel 8 
Änderung der Kirchlichen Wahlordnung

§ 3 Absatz 1 Nummer 4 der Kirchlichen Wahlordnung vom 
15. April 1964 (Abl. 41 S. 118) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 19. Januar 1989 (Abl. 53 S. 405), die 
zuletzt durch Kirchliches Gesetz vom 27. November 2018 
(Abl. 68 S. 305, 306 und Abl. 68 S. 307) geändert worden 
ist, wird wie folgt gefasst: 

„4. die nicht wegen einer Straftat, die nach dem Achten 
Buch Sozialgesetzbuch zum Ausschluss von Aufgaben in 
der Kinder- und Jugendhilfe führt, rechtskräftig verurteilt 
worden sind und nicht nach anderen Bestimmungen von 
der Wählbarkeit ausgeschlossen sind.“

Artikel 9 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.


